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1eDt Wır dü11“  .  fe ns nıcht die der sıe nichtdie Menschen elieb hat keit Wweg eine

darauf beschränken, materielle Hıiılfe zZzu bringen, wenn erniedrigt, ın Wahrheit icht NC  Csind, sondern das Ziel
ka  A WI1r mehr tun könnten. Wır dürfen 1e, denen WILr helfen aller echten christlichen Liebe, Zitiert Glorieux ZU: Schluß

Absatz des Augustinus:
Vn

wollen, nıcht W16 unmündiıge Kinder behandeln. Manch-
mal sind SIC sol@e, gewiß; aber WwWeNnNn SL1C selbständig „Du g1ibst dem Hungrigen Brot, aber besser WAare CS,x s siınd (und SZ WAaAr ebenso die einzelnen WI1eC die Wenn nıemand Hunger hätte un du niemandem TOT
sozialen ruppen), dann MU: die wahre christliche Liebe gäbest. Du kleidest den Nackten: aber doch alle

L das beachten, S1C muß ihre Methode andern un von der gekleidet und gäbe keine solche Notwendigkeıt! Du
Wohltätigkeit ZUur Anregung der Selbsthilte übergehen begräbst die Toten:; käme doch endliıch Leben,

dem niemand mehr stirbt! Du versöhnst die Streitenden:2ıne nNeuKe Verwirklichung der christlichen Brüderlichkeity
i

ame doch endlich der 5 Friede, der Friede Jerusa-
Das wahre cAristliche Verhältnis der Menschen ue11- lems, nıemand Zwietracht lebt! Ne dıese Diıenste
ander kommt dabe] iel mehr ZUr Geltung In dieser ertüllen der Tat Bedürfnisse. Schafte die Unglücklichen
Mitwirkung ZUTr Selbsthilfe enttaltet siıch das Getühl der b Dann gäbe auch keine Werke der Barmherzigkeit
Brüderlichkeit: WIL sind alle Brüder, CIN1SC mehr, andere mehr: aber: wird darum das Feuer der Liebe erlöschen?
WEN1ISCI begünstigt vVvVon der Natur, CIN1ISC stärker, andere Echter 1St die Liebe, die du Glücklichen nN-
schwächer. Auch heißt be1 Paulus bringst, den du keiner VW eıse verpflichten kannstEıner des
anderen Last: erfüllt ıhr das Gebot Christı > und HEG WAare diese Liebe un freimütiger. Denn wenn du
dieser Aufforderung kommt die AQristliche Liebe besser Unglücklichen verpflichtest, wünschst du vielleicht

Ü r nach der Form der genossenschaftlichen Selbsthilfe als dich gegenüber erheben, willst du, da{ß
F

e der Wohltätigkeit. dir SC1, CT, der dich veranlaßt hat, Gutes un Er
Glorieux geht etzten el se1NCs Vortrags befand sıch Bedürftigkeit du Aast ıhm ZUS deinen Miıt-

auf speziellere Fragen C1in Er betont keine Rıichtlinien teln mitgeteıilt. VWeil du ıh verpflichtet hast, erscheinst
geben können, sondern 1Ur Anregungen. Diese teilt er du irgendwie größer als CIy, der Verpflichtete. W ünsche,
C1n solche für die individuelle Nächstenliebe und daß deinesgleichen sCc1 un SEMECINSAM stellt euch
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solche für die öftentliche Carıtas. In der Ausübung der Den, der durch niemanden verpflichtet werden
annpersönlichen Liebespflicht wird noch oft

die orm der Wohltätigkeit notwendig SC} doch mufßK
S1C darauf achten, jede paternalistische Geste vermel1- Zur rec  en Lage der katholischenden, jeden Versuch ZUr Selbsrthilfe ermuntern un! dem
Empfänger SC1INCT Gaben der SC1INCT Hılfe Vertrauen Kirche in der Deutschen Demokratischen

ä} entgegenzubringen.
Ofrt wıird die persönliche Wohltätigkeit aber auch nıcht epu
mehr 1Ur auf den Einzelnen stoßen, sondern auf Grup-P Wenn in  -} die Veröffentlichungen der etzten beiden
PCNH, auf ewegungen, die sıch schon das Ziel DESELZL Jahre, die die rechtliche Lage der katholischen Kırchehaben, Selbsthilte OrganısSicIech. Kann der Einzelne Deutschland ZUuU Gegenstand haben, autmerk-hier helfen oder wırd Sal darum gebeten (man denke Betrachtung unterzieht wird INnan unschwer
etwa Unterstützungen bei Streiks)), soll Cr sıch teststellen; daß ZWar das Grundgesetz der Westdeutschengew1ß icht auf den Standpunkt stellen, prıvate Hılfe Bundesrepublik eingehend auf seinen kirchenpolitischensolle auch NUr PFrıvate Personen gehen un nıcht Gehalt untersucht worden, dafß aber bıs ZU heutigengegebenenftalls iırgendwelche berechtigte un schöne Be- Tage hinsıichtlich der Verfassung der Deutschen Demo-
mühungen der Selbsthilfe unterstuützen. kratischen Republik C1iN Gleiches ıcht geschehen 1ST
Die institutionelle Carıtas umfaßt auf cQristlicher Basıs Man INas sıch fragen, woher diese Tatsache rührt Ist S1IC
die Reihe der Pfarrwerke, der Werke der auf mangelndes Interesse des westdeutschen Katholizıs-
ewegungen un Organıisationen un außerdem die

INUS für die Sorgen der Glaubensbrüder hinter dem
Werke der karıtatıven Orden Für S1C gelten die gleichen Eısernen Vorhang zurückzuführen, oder schätzt iNnanll den
Mahnungen WIC für die individuelle Carıtas. Auch S1IC praktischen VWert verfassungsrechtlicher Bestimmungendürfen sıch ıcht paternalıstisch verhalten, S1E dürfen die Gebiet der DDR VO  e} vornherein gCI1NS C1IMN, daß
Carıtas iıcht apologetischen Zwecken benutzen. Auch iINnan die Verfassung des deutschen Ostzonen Staates
SLC iNUSsSenN allen Formen VO Selbsthilte MI1TL größter näheren Untersuchung Sal nıchr für wert erachtet? W ıe
Sympathıe begegnen un sıch allen Bedürfnissen

Ar
auch die Antwort lauten Mag, das Vorhandenseın

un uen Lösungen aufgeschlossen ıne An- der erwähnten Tatsache stellt nen oftenbaren Mangelzahl VO  } Kongregationen 1SEt entstanden mMI1It Danz be- dar; denn OSCH auch die natürlichen Rechte un rel-
y  y Aufgaben noch CIM paternalıstisch auf- heiten des Einzelnen oder ganzcr Gemeinschaftten durch

gefalsten Carıtas Ihnen wırd nıcht leicht werden, den 1Ne Verfassung noch beschnitten un: EINSCCNZT SCHN,Übergang uen Formen finden Und doch VeI- hat die ausübende Staatsgewalt doch lange noch
scherzen SIC sıch die Zuneijgung der Hilfsbedürftigen den außeren Rechtsschein für siıch WIC sıch ihr Verhalten
ebenso WIC die der aufgeschlosseneren Christen, WECNN S1C innerhalb der Grenzen hält, die durch die Verfassungden Anschlufs nıcht finden Ihn finden, MU: S1C die gesteckt wurden. Werden aber diese Grenzen verlassen,echte christliche Liebe befähigen, die über alle Hınder- dann kommt der Staatsgewalt auch Rechtsschein

der Verfassungsmäßigkeit iıhres Handelns nıcht mehr
FEın urchristliches Anliegen ZUugute.

Zum Beweıis aber, daß all diese Aufgaben der Im folgenden soll daher ein Überblick über die Rechts-
Carıtas, diese Neuorientierung von der bloßen Wohltätig- lage der Kirche, W16 S1ICc sıch Aaus der Verfassung der DDR
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Cg un usammenhang damit Hand Aaus der katholischen Jugendbewegung kommt; 1 Stalin-
der Nachrichten, die nach Westdeutschland gelangt sınd, grad als Regimentskommandeur gefangenauf die tatsächlich bestehenden Verhältnisse andeutungs- wurde un über das Nationalkomitee Freies Deutschland

hingewiesen werden. eine führende Stellung der Ostzonenverwaltung
einrückte), auf der Jahrestagung der Ost-CDU VOTendenz ZUr Irennung V“O:  S Kırche UN Staat 13 /14 11 1949 noch In der Verfassung iSt die

Anders als Grundgesetz der Westdeutschen Bundes- Stellung ZUrFr Kırche klar Die ungesStOorte Re-
republik A der Verfassung der DDR gegenüber der ligionsausübung steht dem Schutze der RepublikWeıimarer Reichsverfassung ine Verschiebung Gun- Die Verfassung bietet damıt 1ine siıchere Grundlage für
sten des Gedankens der Trennung VO  3 Staat un: Kirche die Verme1idung Kirchen- un Kulturkampfes, denstattgefunden Das liegt einmal dem VO  3 vornherein manche uUunNnserer Miıtbürger, VOL allem den VWestzonen,schon ungleich schwächeren katholischen Bevölkerungs-
anteıl der DDR Z.U: anderen daran, da{ß der Ver-

entzündet sehen möchten. Das echt der Religions- M  ®
gemeinschaften, den Lebensiragen des Volkes Stellungfassungsentwurf auf dem VO:  3 ÖOtto Grotewohl aufge- nehmen, IST unbestritten. Damıt vewährt die Regie-stellten Entwurf der SED tußte, die auch be] der Zu-

SAMMENSEIZUNG des Volkskongresses, der die Verfassung LUNS den Christen volle Verantwortlichkeit der
Oftentlichkeit yberiet un 20 Maı 1949 verabschiedete, die zahlen- ber bereits Ende Aprıl 1950 richtete Mınisterpräsidentmäßige Überlegenheit hatte Daß die äußeren, durch das

Vorhandensein der sowJetischen Besatzungsmacht SC- ÖOtto Grotewohl die Minısterpräsidenten un Polizei-
gebenen Machtverhältnisse dienststellen der Länder der DDR Cin Schreiben, dementscheidend mıtgewiırkt

Ä  }haben, 1ST selbstverständlich heißt, da{ß die 23 Aprıl tast allen (evange-
Reın außerlich der Unterschied ZU Westdeutschen lıschen) Kirchen der Ostzone verlesene Kanzelverkündi-
Grundgesetz schon Autbau der ostdeutschen Ver- Sung über die Abwehr materıalıstischer Tendenzen
Tassung ZULage Während das Grundgesetz mM1 der Auft- christlichen Leben ıcht Einklang M1L der Verfassung
zählung der Grundrechte des Staatsbürgers beginnt, also der Ostzonenrepublik stehe und daher als illoyal be-
VO' Indiyiduum ausgeht, beginnt die ostdeutsche Ver- trachtet werden Die Regilerung der Deutschen
fassung MmMIit der Bestimmung der Grundlagen der Staats- Demokratischen Republik sehe der Kanzelverkün-
gewalt; S1C geht also VO Kollektiv Aaus In der Gliede- digung Nnen Mißbrauch der Verfassung un An-
rung schließt SIC sich dabeji aber die Weımarer Reichs- oriff das volksdemokratische Regıme der Ost-

ZONC:verfassung Vergleicht In  } die ostdeutsche Verfassung
eliter MI dem westdeutschen Grundgesetz, fällt auf In Stellungnahme der rage „Gibt 1Ne Jau-
da{ß sıch erstere nıcht damit begnügt, die Religions- bens- un Gewissensftreiheit ı der DR >>“ Sara das

Bischöfliche Ordinarıiat Berlin Frühjahr 1950 daßbestimmungen der Weımarer Verfassung eintach
Bausch un ogen übernehmen, sondern daß S1IC sıch alle bisherigen Schritte der katholischen Kiırche bei der
die Mühe der Neuformulierung der Bestimmungen über Regierung der DDR für die Regierungsvertreter Anlaß

SCWESCH SCICH, öftentlichen Reden un: KundgebungenReligion un Religionsgemeinschaften macht Der Grund
für dieses Verhalten des Gesetzgebers dürfte dem Be- das Eıintreten tür Lebensrecht un: Lebensmöglichkeit der
streben liegen, die Rechtsstellung der Religionsgemein- katholischen Kırche politischen Kampf UmMZuUu-

deuten un: ıhr volksfeindliche Ziele unterschiebenschaften Revısıon unterziehen und gegenüber
der Weimarer Verfassung abzuändern Auch C111 27 1950 von dem kürzlich verstorbenen

Bischof VO  3 Berlın, Kardınal rat von reysing, den
Glaubens- un Gewissensfreiheit Ministerpräsiıdenten der DDR ÖOtto Grotewohl BC-

In Artikel 41 Abs Verfssg DDR wırd analog dem richtetes Memorandum, dem un rückhaltlos auf
die tehlende Gewissenstreiheit hingewiesen wurde, VeLr-Grundgedanken des Art 135 (Weimarer Reichs- hallte ungehört In dem Memorandum heißt wörtlichverfassung) zugesichert, daß jeder Bürger volle Glaubens-

un Gewissensfreiheit genieße un: die ungeSsStOrte Re- Di1e Glaubensfreiheit, SOWEeILTL S1C noch der DDR er
duldet 1SE wırd steiıgendem Maße planmäßig autfligionsausübung dem Schutz der Republik stehe die Kultusfreiheit innerhalb der Kıiırchenmauern e1iN- n  fAbs bringt dann jedoch 1ine Einschränkung, die besagt,

daß Einrichtungen VO  3 Religionsgemeinschaften, relig1öse geschränkt Soweılt das relıg1öse Leben außerhalb der
lıturgıischen orm SCINCT naturgemäßen BetätigungHandlungen un Religionsunterricht nıcht für VOI- drängt mu{fß die Verordnung VO Juli 1949 über diefassungswidrige un parte1ipolitische 7 wecke mißbraucht

werden dürfen Dieser Einschränkung gegenüber dürtfte Anzeigepflicht VO  . Veranstaltungen dazu dienen, der
Polizei die Handhabe bieten, dagegen einzuschreitender nachfolgenden Erklärung, da den Religionsgemein- UDıe Einschränkung des relig1ösen Lebens auf das LO  Sschaften das echt ıcht bestritten würde, den Lebens- Kultische be1 gleichzeitiger Formung des öftentlichenIragen des Volkes von ıhrem Standpunkt AUS Stellung und Lebens nach dem Geiste des Materijalısmus

ünehmen, keinerle1 Bedeutung beigemessen werden, da gyehört ZUm Liquidationsrezept des ‚Religiösen über-
Ja dem Staat völlıg die and gegeben 1ST, 110e jede haupt WIC sich der Liıteratur des Materialismus e  x

derartige Stellungnahme, die nıcht seinen augenblick- Endet
lıchen Ansıchten entspricht als verfassungswidrig oder AÄArt Verfssg DDR der die Religionsausübung; das
parteıipolitischen Zwecken dienend ezeichnen Diıe echt ZUF Verweigerung der Religionsangabe un: die
Gebiet der DDR geübte Praxıs hat die Rıichtigkeit dieser Benutzung der relig1ösen Fidesformel regelt, entspricht
Ansıcht denn auch ZUr Genüge bewiesen War erklärte b1s auf unbedeutende Formulierungsunterschiede dem
der damaliıge inister für Arbeit Uun: Gesundheitswesen Artikel 126 WRV Der Z w e1lte Absatz dieses AÄArt 47

der Ostregierung, Luitpold Steidle (der ursprünglıch lautet Dıie Ausübung oder staatsbürgerlicher
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te A ZzZum ffentli CN 1d Verfas x ohne Durdo das g CI
VO  S dem relig1ö Bekenntnis“. Welche fo NSCH VWıe we1ıit

\5 Wege die Praxıs geht, C1in als „Streng vertraulıch“ Art 45 Verfssg. DDR bisher realisiert wurde, 1STt AUS den
gekennzeichnetes Schreiben des Zentralkomitees der vorliegenden Meldungen nıcht ersehen. Jedenfalls hat

vA  p
SED Abt Volksbildung, dem heißt „Es 1St selbst- bereits das Land Brandenburg VOL der Errichtung der
verständlich da{fß 1nNne kirchliche Bindung Volks- DDR e1iINe Teilablösung Org  ME  ’ indem 6S durch
polizısten, VOr allem Offiziers, mMIiIt dem Gedanken- Verordnung bestimmte, daß die kraft öfftfentlichen Rechts
gut des fortschrıittlichen Soz1i1aliısmus unvereinbar 1ST geschuldeten Leistungen der Gemeinden Kıiırchen-
Es wird daher nochmals folgendes festgestellt Im rın- gemeinden un der Kirchengemeinden die Gemeinden
Z1p sınd Kiırchenaustritte VO:  » Genossen der Volkspolizei tortfallen Gebäude un Grundstücke des Staates, der
nach WIC VOor erwünscht, geboten Es wırd Proviınz, der Gemeinden und ehemaligen Kirchenpatrone,den einzelnen Genossen der Volkspolizei ZUuUr Pflicht C- die 31 1933 iıhrem vollen Umfange Zwecken der
macht, den diesbezüglichen Erklärungen den Kirchen- evangelischen oder katholischen Kirche gewidmet a  N,
behörden gegenüber betonen, daß der Austritt AUuUSs SINSCH das Eıgentum der nutznießenden kirchlichen
ecin persönlichen rwagungen un: aut CISCNCNH Entschluß Stellen über Mıt dem Eigentumsübergang erloschen etwa
erfolgt 1ST bestehende Baulasten der früheren Eıgentüumer

Rechtsstellung der Kirche
Art 43 Verfssg. DDR STLMMET großen un ganzcnh Seelsorge öffentlichen Anstalten
M1 Art. 137 WRV überein. In ıhm wıird festgestellt, Art 141 WRV 1STt unveränderter orm Gestalt des

€ daß keine Staatskirche x1ibt un: da{fß die Freiheit der Art 46 die ostdeutsche Verfassung übernommen WOT-

Vereinigung Religionsgemeinschaften gewährleistet den Demzufolge 1ST die katholische Kirche (wıe auch die
wırd. Es fällt jedoch auf, dafß ı Abs des Art 43 der übrigen Religionsgesellschaften), SOWEIT Cin Bedürfnis
ostdeutschen Verfassung der Art 137 Abs WRV
enthaltene Satz

besteht, Zur Vornahme relıg1öser Handlungen Kran-
Der Zusammenschluß VO  _ Religions- kenhäusern, Strafanstalten oder anderen öftentlichen An-

gesellschaften innerhalb des Reichsgebiets unterliegt stalten zugelassen SOWweılt die Meldungen erkennen lassen,
keinen Beschränkungen nıcht aufgenommen worden 1St wiırd VO  - Seiten der ostdeutschen Regierung der Ver-
Vollständig tehlt auch Abs des Art 137 WRV der tassungsbestimmung WeN1gstenNs etwa der Praxıs
den Erwerb der Rechtsfähigkeit für Religionsgesellschaf- Rechnung etragen, sıch Krankenhäuser un:
ten den allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen Rechts ordentlıche Stratanstalten handelt Zu den Gefängnissen
unterwirtft der Eıntragung 111S$ Vereinsregister gC- der Abt der Volkspolizei, die die Stelle der früheren
mäß $ BGB Es bleibt abzuwarten, ob die religions- NS Gestapo 1ST wırd der Kırche jedoch der
politische Praxıs dazu übergehen wırd die Verleihung Zutritt ZUuU Zwecke der Vornahme relig1öser Handlungen

versagt
v

der Rechtstähigkeit irgendwelchen Sondervorschriften
unterwertfen, WIC dıes etwa2 nach der preufßischen Ver- Schule UuN Religionsunterricht

fassung VO'  3 1850 der Fall SCWESCH 1ST Dıie auf inNe iıne bedeutende Verschlechterung der kıirchlichen Rechts-
vollständigere Trennung VO  $ Staat un Kırche gerichtete stellung gegenüber der Weıimarer Reichsverfassung 1SE
Tendenz der ostdeutschen Verfassung macht C1inN solches hinsichtlich der Bekenntnisschule und des Religionsunter-Vorgehen allerdings unwahrscheinlich richts der Verfassung der DDR eingetreten Dıie Schul-

# Im *übrigen bleibt dıie katholische Kırche nach Art 43 artıkel (Art 3440 Verfssg DDR) übergehen die Forde-
Abs Verfssg DDR Körperschaft des öffentlichen rung der Kirche nach Be enntnisschulen MIL1L völlıgem
Rechts; SIC ordnet un verwaltet iıhre Angelegenheiten Stillschweigen; die Art 4.0 un 44 Verfssg DDR legennach Maßgabe des für alle geltenden Gesetzes (Art bezüglich des Religionsunterrichts fest, daß 1Ne An-
Abs Verfssg DDR) un: darf weıterhin Kırchen- gelegenheit der Religionsgesellschaften SCI1, denen das
steuern erheben (Art 43 Abs Verfssg DDR) echt ZUur Erteilung gewährleistet wırd Der eli-

A  EB gy1onsunterricht wırd VO den durch die Kirche Aaus-Ablösung der öffentlichen Leistungen gewählten Kräften erteılt Niemand darf CZWUNSCH
Dem Art 138 WRV entspricht Art. 45 der ostdeutschen oder gehindert werden, Religionsunterricht erteilen
Verfassung. Er behandelt die rage der Ablösung der ber die Teilnahme Religionsunterricht estimmen

Ööftentlichen Leistungen die Religionsgemeinschaften. die Erziehungsberechtigten Der Religionsunterricht 1STt
In diesem Verfassungsartikel wırd der zentralistische Zug als ordentliches Lehrfach Aaus der Schule völlig VOI-
der ostdeutschen Vertfassung besonders deutlich. So heißt schwunden, während nach Art 149 Abs WRV schul-

Abs 99  Te \ . öftentlichen Leistungen . . . werden planmäßiges Lehrtach allen Schulen IMNITL Ausnahme
durch Gesetz abgelöst und nıcht WIC der Weımarer der bekenntnisfreien Schulen War iıne Diskrepanz die
Verfassung > durch die Landesgesetzgebung Auch jedoch VWege der Gesetzesauslegung beheben 1ST,
fand der Art 138 Abs WRV enthaltene Satz 1e€ ergibt sıch beim Vergleich der Art 44 un: 48 der OSTt-
Grundsätze hierfür stellt das eich auf“‘ keinen Ekıngang deutschen Verfassung insofern, als Art den Erziehungs-

P
Art 45 Abs Verfssg DDR Die Republik hat dem- berechtigten das echt zubilligt die Teilnahme des Kın-

nach die Kompetenz für die Ablösungsgesetzgebung voll- des Religionsunterricht bestimmen, während Art
ständıg sıch SCZOgCN. Der Gedanke, die Staats- dem ınd VO vollendeten Lebensjahr aAb die Berech-

leistungen die Religionsgesellschaften abzulösen, tigung g1ibt über Religionszugehörigkeit selbst
möglıchst wirkungsvoller Weıse die Idee der TIren- bestimmen. Mıt dem Art 48 hat sıch die Verfassung der

Nung VO  e} Kırche un Staat ıhrer Verwirklichung näher DDR übrigens dem Gesetz über die relig1öse Kinder-
bringen, tand erstmalig Eıngang dıe \Weıimarer erziehung VO' 15 Juli 1921 angeschlossen.
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Kirchenaustritt lichen Charaktertragende preußische Konkordat auf die
Art Verfssg.DDR soll den Kirchenaustritt erschweren, höhere Ebene des Reıichsrechts gehoben. Es WAar daher H
iındem ine entsprechende Erklärung bei Gericht oder ıcht mehr den Fortbestand des preufßischen Staats-

WESCNS gebunden ine ausdrückliıche Stellungnahme VOdie Einreichung solchen Erklärung öftentlich
beglaubigter Oorm verlangt un davon die bürgerliche amtlichen Stellen der Deutschen Demokratischen Repu-
Wirkung abhängig macht Der tatsächliche VWert der blık 1ST der Konkordatsfrage bisher jedoch nıcht erfolgt

Zur Veranschaulichung der Ostdeutschland geübtengeführten Verfassungsbestimmung iIST denkbar SCI1NS, da Praxıs aber Z WE1 Fälle erwähnt die auf Grunddas menschliche Trägheitsmoment, auf das bei der Formu-
lierung des Art gerechnet wurde, ohne Schwierigkeit Einsichtnahme den amtlıichen Schriftwechsel mM1t£-

geteilt werden können Im ersten Falle handelte sichdurch den starken psychischen ruck überwunden wiırd,
den die Staatsgewalt auf das einzelne Indiyiduum AUuUS- die Neuerrichtung Pfarreı, be1 der gemäaß Art 12
zuüben der Lage 1ST und auch tatsächlich ausübt, da, des Reichskonkordats die staatliche Mıtwirkung insotern

ertorderlich 1SE als der Staat die Erhebung Zur KöÖörper-MIL den Worten des Kardinals reysıng SD  — schaft des öftentlichen Rechts vollziehen MU Die Miıt-chen, „dem Materialısmus der DDR der Rang
exklusiven staatlıchen Weltanschauung, exklusiven teilung der kirchlichen Behörde VvVon der erfolgten Ptarrei-

errichtung die zuständıge staatlıche Stelle wurde VO  ;Staatsreligion EINgEraUmMtT und Theorie und Praxıs dem
Volksleben aufgezwungen werden soll“ dieser damıt beantwortet daß S1IC mitteilte, die Errichtung

SC1 „genehmigt da sıch 111e innerkirchliche An-
Sonntagsschutz gelegenheit handle Der Hınweıs der Kirchenbehörde,

dafß sıch nıcht die Erteilung „GenehmigungDer Sonntag un dıe nıcht näher bestimmten Feiertage
werden der Verfassung NUur noch dem soz1al- handeln könne, sondern NUur die Erhebung der be-

treftenden Kirchengemeinde ZUur Jjuristischen Person,politischen Gesichtspunkt der Arbeitsruhe geschützt (Art ZUur Körperschaft des öftentlichen Rechts, der der Staat16 Abs Verfssg DDR) Da aum C1inNn anderer Ver- a I
fassungsartikel WIC dieser der Praxıs verletzt wiırd, schon SCIL dem Allgemeıinen Landrecht Friedrichs Gr A

verpflichtet SC1, wurde damıt abgetan, daß dennoch derbedarf ohl keiner besonderen Ausführungen. Es mag Art 43 Abs Verfssg DDR anzuwenden SCH, demzu-NUur auf die heutigen Zeitungsmeldungen der ostdeutschen
Presse hingewiesen werden, die vVvon so  ten „Irei- folge N den Religionsgemeinschaften selbst überlassen

bleibe, ihre Angelegenheiten nach Madisgabe der für allewilligen Sonn- un Feiertagsschichten ZUr Steigerung der geltenden Gesetze ordnen und verwalten DieProduktion berichten Entziehen kann sıch dem kaum
Jjemand da schwere wırtschaftliche Nachteile damıt Ver- rage, ob das Reichskonkordat als xeltendes echt an

bunden kannt wiırd wurde damıt VO  e beiden Seiten often-
gelassen Im zweıten Falle handelte sıch die An-

5

Religion 15L Privatangelegenheit ZCe1IgBEETSTALLUNg VO  3 der erfolgten Ernennung Weih-
ischofs für die Diözese Berlin gemäfß Art Abs desIm Zanzen gesehen haben die Religionsbestimmungen preußischen Konkordats Verbindung IN1L Art Absder Verfassung der DDR die Rechtsstellung der katho- des Reichskonkordats Das Bischöfliche Ordinariat teiltelıschen Kirche geschwächt. So kommentiert auch Steinhoft die durch den apst erfolgte Bestellung dem Beırat fürden Abschnitt Kapıtel der Verfassung, iındem die kırchlichen Angelegenheiten Berlin IN1IL der Bıtte

Sagt Was die Religionsgemeinschaften anbetrifit, hält
sıch der Entwurf den Grundsatz der Trennung VO

Kenntnisnahme MIL Der Beıirat g1NS auf diese Auf-
forderung ein und nahm unterschriftlich Kenntnis VO  3Staat und Kiırche Grundsätzlich wird davon Au  CN, der Ernennung des Weihbischofs, wodurch Gr Ce1in kon-daß Religion Privatangelegenheit 1ST kordatsmäßiges Verhalten den Tag legte

Fortgeltung des Konkordats Sınd Konkordate mMA1t den Ländern möglıch?
Üb€l.‘ \ die Frage der Fortgeltung der völkerrechtlichen Es sol] noch urz die rage gestreift werden, ob dıe Ver-
Verträge 1STt der Yyanzen Verfassung kein Wort VOI- fassung der DDR die rechtliche Möglıchkeit ZU Ab-

0Mloren worden Wohl aber stellt Art Abs Verfssg schluß Konkordate 7zwıschen den Ländern der
DDR fest daß die allgemein anerkannten Regeln des Deutschen Demokratischen Republik un: der Kıiırche
Völkerrechts die Staatsgewalt und jeden Bürger binden often äßt. Wıe beim Bonner Grundgesetz, wird INa  3
Unter Berufung auf diese Verfassungsbestimmung kann, diese rage auch für die Verfassung der DDR grund-ahnlich WI1IC MItt den Artikeln 25 123 Abs des weSst- sätzlich bejahen dürfen, allerdings NUuUr schr grundsätz-

lıch Das Aaus Art 78 Abs WRV bekannte echt derdeutschen Grundgesetzes, die Weıitergeltung des deutschen
Konkordatssystems auch Gebiet der DDR vertireten Länder, Angelegenheiten, deren Regelung ihrer Ge-
werden Das bedeutet, dafß die Bestiımmungen des Reichs- setzgebung untersteht MI auswartıgen Staaten Verträge
konkordats und die des preufßischen Konkordats weılıfer- schließen, 1ST ZWaar Ärt 117 Abs Verfssg DDR
hin Anwendung finden INuUussen Die rechtliche Ort- übernommen worden Es erhebt sich aber die Frage,
geltung des preußischen Konkordats 1St J bekanntlich welche Angelegenheiten denn 11U  — der Gesetzgebungs-

der durch das Kontrollratsgesetz Nr 46 erfolgten gewalt der Länder unterstehen. Bei der }3<ja_antwc3räug1gAuflösung des Landes Preußen dadurch gewährleistet, wırd der bısher verborgen gebliebene Pterdetuß ichtbar.
daß Art des Reichskonkordats ausdrücklich fest- So 1SE entsprechend ( der Weıimarer Verfassung g-
gestellt wurde, daß die MIiIt den deutschen Ländern troftenen Einteilung auch den Art 111 112 Verfssg
abgeschlossenen Konkordate bestehen leiben un die DDR zwıschen grundsätzlıcher, konkurrierender Uun:
Rechte un Freiheiten der katholischen Kırche iınnerhalb ausschließlicher Gesetzgebungskompetenz unterschieden
der betreffenden Staatsgebiete unverändert gewahrt Wer- worden Dıe der ausschließlichen Gesetzgebungskompe-
den sollten Hierdurch wurde auch das landesgesetz- tenz der Republik unterstehenden Sachgebiete siınd
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schl Ren nıcht die Religionsgesetzgebung MI1It eın An zehn Prozent bed rftiger.oder nachlässiger Eltern. Es ı1st
sı müßten also danach die Länder hinsichtlich der Re-F%".  V keine gesunde Sozialpolitik, derganNnzcCch Gemeinschaft
lig10onsgesetzgebung selbständig SCHIMN, aber das Prinzıp staatlichen Gesundheitsdienst aufzuerlegen
der Grundsatzgesetzgebung durch die Republik, WIC dem Vorwand, dadurch den bedürftigen zehn Prozent

Art. 111 Abs Verfssg DDR ZUutage 51  5 wurde das, WI1C INnan sagt, Unwürdige Bedürftigkeitsnach-
ba 4} ZUUNgUNSIEN der Länder ganz wesentlich eingeschränkt. WE1SCS rTCNn.

So wiırd festgelegt daß die Republik „auf allen Sach- Das Recht, für die körperliche Erziehung der Kinder
gebieten einheitliche Gesetze erlassen kann, also, SOTSCNH, gehört der Famılie un iıcht dem Staate. Die Er-
daß S1C erstens befugt IST, sıch jeder aterie DESCLZ- fahrung hat bewiesen, daß die körperliche oder Gesund-
geberisch anzunehmen, un9 da{fß SIC diese Ma- heitserziehung CN verbunden 1STE MMI wichtigen sittlichen

dann aber auch bıs 1115 einzelne Detail regeln Fragen, ber die die katholische Kirche 1ine be-
M kann Die zweıten Halbsatz des Art 111 Absn tiımmte Lehre besitzt. Erziehung ZUur Mutterschaft schließt

Verfssg DDR gemachte Einschränkung, daß sıch die Re- Belehrung über sexuelle Beziehungen, Keuschheit un Ehe
publik jedoch be1 ihrer Gesetzgebung auf die Auf- C111, Der Staat 1St unzuständig, darüber Belehrung er-

stellung VO  $ Grundsätzen beschränken solle Y 1SE eben teilen Mıt der größten Besorgnis betrachten WITL den Vor-
11UT 111C Soll- un: keine Mußvorschrift un deshalb schlag, den Öörtlichen Gesundheitsbeamten das echt
ıhrem Wert durchaus problematisch Außerdem wiıird die übertragen, katholische Mädchen un Frauen darüber
Hıntertür noch durch die nähere Ausdeutung, worauf siıch belehren, WIC SIC siıch diesem Lebensbereich der
das Wörtchen „soll“ bezieht often gehalten. Die Repu- ebenso persönlichen W 1e geheiligten Charakter hat-‚
blik „soll sich nämlıch auf die Aufstellung VO  e} Grund- verhalten sollen. Dıe gynäkologische Füursorge könnte
satzen beschränken,; „SOWEIT hierdurch dem Bedürfnis verstanden werden un wırd CIN1SCH anderen LAan-
einheitlicher Regelung Genüge geschieht Wer 1aber be- dern verstanden, da{fß S1IC Maßnahmen Z L Geburten-
SEIMMET Wann das der Fall 1st? Die konkurrierende Ge- beschränkung un: Schwangerschaftsunterbrechung C11-

Fx. setzgebungskompetenz der Länder reicht gemäfß S 111 schließt. Wır haben keine Gewähr, daß staatlıche Beamte
5n Abs Verfssg DDR WEeITL als 35  1€ Republik VO  3 die katholischen Grundsätze über solche Maßnahmen be-

iıhrem echt ZUr Gesetzgebung keinen Gebrauch macht achten. Ärzte, die Anstalten ausgebildet worden sınd
denen WIr eın Vertrauen haben, könnten Medi-Ob die DDR aber bereit 1STt dem Falle, daß C112 Land

den Wunsch hätte, MM1L der Römischen Kurıie zinalbeamten für den vorgeschlagenen Gesundheitsdienst
onkordatsabschlufß kommen, aut iıhr umftassendes ernannt werden un die gynäkologische Fürsorge

Gesetzgebungsrecht CGunsten des betreffenden Landes Widerspruch den katholischen Grundsätzen ausüben.
verzichten, scheint be] den offenkundigen Zentralisije- Der vorgeschlägene Gesundheitsdienst ZzerstOort auch das

Vertrauensverhältnis zwiıschen AÄArzt un Patıenten un:rungsbestrebungen der ostdeutschen Verfassung recht
unwahrscheinlich betrachtet alle Krankheitsfälle als Gegenstand Ööffent-

2 liıcher Berichte un Forschungen ohne Rücksicht auf das
individuelle echt Z Privatleben. Die Ersetzung PI1-

Staatlicher Gesundheitsdienst un:! Ärzte durch einen VO Staat bezahlten Dıiıenst 1SE

Naturrecht weder als notwendig noch 1ST SIC VO  3 Vorteil
für den Patıenten, die Ofentlichkeit allgemeinen oder
den arztlichen BerufDie iırısche Regierung hat Parlament nen Gesetz- Di1e Bischöfe stehen den Maßnahmen ZUur Förderung derentwurt eingebracht der die allgemeine un kostenlose allgemeıinen Gesundheit durchaus wohlgesinnt -ärztliıche Versorgung der werdenden Müultter un der

Kınder bis Jahren vorsah egen diesen Entwurt über Sıe siınd jedoch der Ansıcht der Staat ollte,
die kostspielige bürokratıische Einrichtung 1Nes at-hat der irısche Episkopat Einspruch erhoben, un: die lıchen Gesundheitsdienstes schafien, lieber Er-Regierung hat den Entwurf zurückgezogen. Der (36:
Wagung zıehen, die gynäkologischen Kliniken un SO11-sundheitsminister 1ST daraufhin zurückgetreten Stigen Einrichtungen, die g  e Mangel eıden,

1 Fıne Stellungnahme der ırıschen Bischöfe untferstutzen un: ausreichende Zuwendungen für Mut-
ter Steuererleichterungen für kinderreiche Fa-

Der Einspruch der Bischöfe hatte folgenden Wortlaut: milien gewähren.Nach Ansıcht der Bischöfe stehen die Befugnisse, die der Die Bischöfe haben den Wunsch daß die Regierung SOStaat dem vorgeschlagenen Gesundheitsdienst für fältig die Gefahren CrWagen MOSC, die dem VOT-
Mutter un ind sich n  9 direkt Wıderspruch liegenden Entwurftf enthalten sınd bevor S1IC beantragt,den Rechten der Familie un des einzelnen un: geben ıh ZUuU Geset7 erheben Deshalb halten S1C für
schwerwiegendem Mißbrauch Raum. Ihr Charakter 1St ihre Pflicht ıhre Ansichten dieser Sache
C1in solcher, dafß keine Versicherung, S1C würden maßvoll Ofrm früh W 16 möglıch vorzutragen, da SiIeC die hier-

Z gehandhabt werden, ihre Erhebung ZU Gesetz recht- MIt verbundenen Belange für sıttlich un religiös außerst
fertigen annn Zum Gesetz erhoben, würden SIC ein - bedeutsam ansehen.“

Instrument für künftigen totalıtären An- Dieser Brief der Bischöfe wurde schon Oktober 1950
oriff darstellen den Mınıisterpräsidenten Costello gerichtet un
Das Recht, tür die Gesundheit der Kınder SOTSCH, MI1L dem daran anknüpfenden Brief-
steht der Famılie un iıcht dem Staate. Der Staat hat wechse] VON dem zurückgetretenen Gesundheitsminister
Nur C1in subsidiäres Interventionsrecht: Z.Uur Erganzung, Dr Browne veröffentlicht. Dieser versuchte,
ıcht 7A00r Verdrängung Er soll bedürftigen oder nach- langen Memorandum die Bedenken der Hıerarchie
lässigen Eltern Hıltfe kommen. Er darf aber nıcht Zerstreuen. Die Bischöfe befaßten sich damıit auf ihrer
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